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Sachgebiet 2023 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Becker (Nienberge), Dr. Hirsch, Dr. Schäfer 
(Tübingen), Dr. Wendig, Liedtke, Spiliecke, Schäfer (Appenweier), Pensky, Wittmann 
(Straubing), Wiihelm, Dr. Haenschke, Konrad, Dr. Wernitz, Schmidt (Kempten) und der 
Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/3187 - 

betr. Entwicklung der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
27. Februar 1975 - D III 3 - 221 480/55 - die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Welche Verbesserungen für Empfänger beamtenrechtlicher Ver- 
sorgungsbezüge sind in der 6. und 7. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages zusätzlich zu den allgemeinen Erhöhun- 
gen der Versorgungsbezüge (§ 86 Abs. 2 BBG) in Kraft getreten 

a) im Beamtenbereich, 

b) im Steuerrecht, 

c) in sonstigen Bereichen? 

In der 6. und 7. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
sind zusätzlich zu den allgemeinen Erhöhungen der Versor- 
gungsbezüge *) von 

8 V. H. + Änderungen bei den Tarifklassen 
des Ortszuschlages 

7 V. H. -f Sockelbetrag von 27, — DM 

4 V. H. + Sockelbetrag von 30, — DM 
+ Erhöhung des Ortszuschlages 
der Ortsklasse A um die Hälfte 
des Unterschiedes zur Ortsklasse S 

6 V. H. + Sockelbetrag von 40, — DM 
+ Wegfall der Ortsklasse A 
+ Erhöhung der jährlichen 
Sonderzuwendung auf die Höhe 
des für Dezember zustehenden 
Versorgungsbezuges 


Ü Die Erhöhungen bezogen sich auf Grundgehalt und Ortszuschlag, in den 
Jahren 1970 und 1971 auch auf die ruhegehaltfähigen Zulagen. Die Er- 
höhung der Sonderzuwendungen ab 1973 durch das Gesetz vom 30. Ja- 
nuar 1974 (BGBl. I S. 129) ist nach dem Sinn der Anfrage hier mit ein- 
bezogen worden. 


im Jahre 1970, 
im Jahre 1971, 


im Jahre 1972, 


im Jahre 1973, 
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11 V. H., mindestens aber 170, — DM im Jahre 1974 

und weiteren Verbesserungen durch das in Vorbereitung be- 
findliche Vierte Bundesbesoldungserhöhungsgesetz im Jahre 
1975, insbesondere folgende Verbesserungen für Empfänger 
beamtenrechtlicher Versorgungsbezüge in Kraft getreten, und 
zwar 

a) im Beamtenbereich 
aufgrund 

des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (7. BesÄndG) vom 15. April 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 339) 

— Teilnahme der am 31. Dezember 1969, dem sog. Endstich- 
tag, vorhandenen Versorgungsempfänger an den Verbes- 
serungen der Beförderungsverhältnisse im aktiven Be- 
reich (Änderung des Stellenschlüssels über dem ersten 
Beförderungsamt der Laufbahngruppe und Schaffung 
neuer Spitzenämter) durch einen pauschalierten Aus- 
gleich in Form von Erhöhungszuschlägen zu dem den 
Versorgungsbezügen zugrunde liegenden Grundgehalt. 
Dieser sog. Stellenplananpassungszuschlag betrug 8 vom 
Hundert, wenn im letzten Amt eine Dienstzeit von sechs 
Jahren zurückgelegt worden ist oder 5 vom Hundert, 
wenn die geforderte Dienstzeit im letzten Amt nicht er- 
reicht worden ist. Im übrigen darf auf die Artikel 5, 6 
und 8 des Gesetzes verwiesen werden; 
des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern (1. BesVNG) vom 
18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208) 

— Beteiligung der vorhandenen Versorgungsempfänger an 
den neuen ruhegehaltfähigen Stellenzulagen, 

— ' weitere Teilnahme von vorhandenen Versorgungsemp- 
fängern an strukturellen Besoldungsverbesserungen, 

— Verlegung des Endstichtages für die Gewährung der Ver- 
sorgung aus dem jeweiligen ersten Beförderungsamt nach 
Artikel II § 4 des 4. BesÄndG und für die Gewährung der 
Erhöhungszuschläge auf den 30. Juni 1971 und 
— Verzicht auf die Dienstzeitvoraussetzungen für die Ge- 
währung der Versorgung aus dem jeweiligen ersten Be- 
förderungsamt und des Erhöhungszuschlages von 8 vom 
Hundert in Fällen zustehender Dienst- oder Kriegsunfall- 
versorgung, 

— Verbesserung der Mindestversorgung, Mindestunfallver- 
sorgung und Mindestkürzungsgrenze durch Zugrunde- 
legung der Besoldungsgruppe A 3, 

— Erweiterung der Dienstunfallfürsorge im Ausland, 

— Erhöhung der Höchstgrenze des Ausgleichs bei früherer 
Altersgrenze von 8 000 auf 12 000 DM-, 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 28. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1288) 

— Verbesserungen bei der laufenden erhöhten Dienstun- 
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fallversorgung bei Lebenseinsatz und Angriffen durch 
Einführung von Mindestregelungen: Versorgung je nach 
Laufbahn mindestens aus Besoldungsgruppe A 5, A 9, 
A 12, A 16, 

— Gewährung einer einmaligen Entschädigung für den 
schwerverletzten Beamten in Höhe von 40 000 DM neben 
der normalen Unfallversorgung, für Hinterbliebene ins- 
gesamt bis zu 20 000 DM neben der erhöhten Unfallver- 
sorgung; 

des Zweiten Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern vom 5. Novem- 
ber 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1569) 

— Anhebung der Erhöhungszuschläge von 8 und 5 vom 
Hundert auf 10 und 6 vom Hundert im Hinblick auf 
weitere Verbesserungen der Beförderungsverhältnisse 
im aktiven Bereich, 

— Sonderregelung für viele vorhandene Versorgungsemp- 
fänger des einfachen Dienstes bei der Gewährung eines 
Erhöhungszuschlages, wenn die Gewährung des Er- 
höhungszuschlages unter Zugrundelegung des vorher 
innegehabten Amtes für sie günstiger ist, 

— Verlegung des Endstichtages für die Gewährung der Ver- 
sorgung aus dem jeweiligen ersten Beförderungsamt und 
für die Gewährung der Erhöhungszuschläge auf den 
31. März 1973; 

des Siebenten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher 
und besoldungsrechtlicher Vorschriften (Dienstrechtlicher 
Teil des Familienlastenausgleichs) vom 20. Dezember 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 3716) 

— Volle Weitergabe der kinderbezogenen Anteile des be- 
soldungsrechtlichen Ortszuschlages an Versorgungsemp- 
fänger. 

b) Im Steuerrecht 
aufgrund 

des Einkommensteuerreformgesetzes vom 10. August 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 1769) 

— Steuerliche Entlastung der Versorgungsbezüge durch An- 
hebung des Freibetrages für Versorgungsempfänger von 
bisher 25 vom Hundert der Versorgungsbezüge, höch- 
stens jedoch 2 400 DM jährlich, auf 40 vom Hundert, 
höchstens 4 800 DM jährlich. 

c) In sonstigen Bereichen 
aufgrund 

der Neufassung der Beihilfevorschriften vom 30. August 
1972 (GMBl. S. 546) 

— Anhebung der Beihilfebemessungssätze um 10 Prozent- 
punkte für Bezieher von Versorgungsbezügen, deren 
Einkünfte die Mindestversorgungsbezüge nicht über- 
steigen. 
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2. Welche Verbesserungen dieser Art sind bereits beschlossen 
worden, und wann ist ihr Inkrafttreten vorgesehen? 

Folgende Verbesserungen vorgenannter Art sind bereits be- 
schlossen worden: 

Änderung der Beihilfevorschriften vom 11. Februar 1975 

— Allgemeine Anhebung der Beihilfebemessungssätze um 
10 Prozentpunkte für Versorgungsempfänger. 

Die Änderung tritt am 1. März 1975 in Kraft. 

Der vom Deutschen Bundestag verabschiedete Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) - Druck- 
sache 7/1906 mit Änderungen - 
sieht für Versorgungsempfänger vor: 

— Einbeziehung der allgemeinen ruhegehaltfähigen Stellenzu- 
lage für den einfachen Dienst (40 DM) in die Bemessungs- 
grundlage der Mindestversorgung und der Mindestunfall- 
versorgung, 

— Berücksichtigung der allgemeinen ruhegehaltfähigen Stellen- 
zulagen bei Mindestregelungen der erhöhten Dienstunfall- 
versorgung, 

— Verbesserung der Versorgung bei vorzeitigem Eintritt in 
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit durch teilweise Zu- 
rechnung der Zeit bis zur Vollendung des 55. Lebensjahres 
zur ruhegehaltfähigen Dienstzeit für die Berechnung des 
Ruhegehaltes, 

— Verlegung des Endstichtages für die Gewährung der Ver- 
sorgung aus dem ersten Beförderungsamt und für die Ge- 
währung der Erhöhungszuschläge auf den 30. November 
1973, 

— Schaffung eines neuen Systems der Anpassung der Versor- 
gungsbezüge durch fortlaufende, zeitlich versetzte Weiter- 
gabe künftiger struktureller und quasistruktureller Besol- 
dungsverbesserungen im aktiven Bereich mit durchschnitt- 
lichen Hundertsätzen an die Versorgungsempfänger. 

Das Inkrafttreten dieser Vorschriften ist für den 1. Juli 1975 
vorgesehen. 

Der dem Deutschen Bundestag vorliegende, von der Bundes- 
regierung beschlossene Entwurf eines Beamtenversorgungsge- 
setzes (Drucksache 7/2505) unter Berücksichtigung der Gemein- 
samen Erklärung der Bundesregierung und der Regierungen 
der Länder vom 19. Dezember 1974 (Bulletin Nr. 12/1975, S. 134/ 
135). 

Das Gesetz sieht ein einheitlich geltendes Versorgungsrecht für 
Beamte und Richter in Bund, Ländern und Gemeinden vor. 
Auch dabei gibt es einige, insbesondere durch Harmonisierung 
bedingte Einzelverbesserungen in Teilbereichen, z. B. 

— Wegfall der zehnjährigen Wartezeit für Bundesbeamte, 

— Wegfall der für Bundesbeamte und in mehreren Ländern 
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geltenden Regelung, wonach die Beförderung im letzten 
Dienstjahr nicht versorgungswirksam ist, 

— Verbesserung der Sterbegeldregelung beim Bund und in 
mehreren Ländern durch Wegfall der Voraussetzung der 
häuslichen Gemeinschaft für die nächsten Angehörigen, 

— - Erstreckung der Witwenabfindung auf Unterhaltsbeitrags- 
berechtigte und Erhöhung der Witwenabfindung auf das 
Sechsunddreißigfache, 

— Erweiterung der Dienstunfalltatbestände, 

— Erhöhung der einmaligen Unfallentschädigung um ein Vier- 
tel, 

— Wegfall der besonderen Ruhensregelung bei Nichtdeutschen 
und bei Wohnsitz oder Aufenthalt im Ausland. 

Das Gesetz gehört zu den Harmonisierungsvorhaben dieser 
Legislaturperiode. Dies ist auch in der Gemeinsamen Erklärung 
vom 19. Dezember 1974 ausdrücklich anerkannt. Das Gesetz ist 
zugleich eine unerläßliche Grundlage für weitere Reformen des 
öffentlichen Dienstrechts auf dem Gebiet der Versorgung. 

Der Regierungsentwurf hat das Inkrafttreten des Gesetzes für 
den 1. April 1975 vorgesehen. Die Bundesregierung geht jetzt 
davon aus, daß die Beratungen rechtzeitig abgeschlossen wer- 
den, um die Verkündung des Gesetzes in diesem Jahr zu er- 
möglichen. 
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